
Nachschlagewerk: Ja 
BGHZ: Ja

BGB §§ 249 Bb, 252; PrBergG § 148

a) Ein dem Bergbautreibenden zuzurechnender Bergschaden 
kann auch dann vorliegen, wenn die gemeindliche Planung 
an sich zum Bauen geeignetes, gUnstlg gelegenes Ge­
lände deshalb nicht Ins Baugebiet einbezieht, well
mit bergbaubedingten Bodensenkungen zu rechnen ist*

b) Zur Frage, ob der Grundeigentümer als Schadensersatz 
Kapital oder Rente fordern kann, wenn in absehbarer 
Zeit mit der Beendigung des Bergbaus und dem Aufhören 
der Bodenbewegungen zu rechnen ist*

ZPO § 304
Die Frage, ob der Bergschadensersatz als Kapital oder 
Rente zu leisten ist, kann dem Betrags verfahren über­
lassen bleiben*

BGH, Urt* v. 26. Juni 1972 - III ZR 114/70 - OLG Hamm
LG Bochum
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 26. Juni 1972 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer und der Bundes­
richter Dr. Arndt, Dr. Beyer, Keßler und Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm vom 
14. April 1970 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte trägt die Kosten der Revision.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin ist Miteigentümerin zu je 3/16 der neben­
einander liegenden Grundstücke Flur 11, Flurstücke 316 und 
317, an der Straße in H ^ ^ ,  Gemarkung B ^ | ^ .
Flurstück 317 ist im Jahre 1964 auf Grund eines Erbbau­
rechtsvertrags mit einer Kraftfahrzeugreparaturwerkstätte 
bebaut worden. Flurstück 316 wird seit jeher landwirt­
schaftlich benutzt.

Am 16. Dezember 1963 beschloß der Rat der Stadt H^pfe 
für die Gemarkung den Bebauungsplan Nr. 13 aufzu­
stellen, um mittlere Gewerbebetriebe anzusiedeln. Das Vor­
haben wurde der Öffentlichkeit bekannt. Der Plan bestand
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aus zwei Teilplänen (15/1 und 15/2). Der erste Teilplan 
wurde im Herbst 1967 rechtskräftig. Das Verfahren hin­
sichtlich des Teilplans 15/2 wurde dagegen durch Be­
schluß des Rats der Stadt H^|^ vom 18. Dezember 1967 
eingestellt; die Grundstücke der Klägerin liegen im Ge­
biete dieses Teilplans.

Mit Schreiben vom 15* Februar 1968 teilte die Stadt 
der Klägerin mit, daß

gern. § 2 Abs, 5 BBauG die Träger öffentlicher 
Belange bei der Aufstellung des Teilplans 15/2 
gehört worden seien. In diesem Anhörungsverfahren 
hätten das Bergamt in C 0 ß / j die Industrie­
land Handelskammer, das staatliche Gewerbeaufsichts- 
amt, die Fried. K ^ ^  Bergwerke AG, die 
Hütte und der Haus- und Grundbesitzerverein

schwerwiegende Bedenken erhoben. Der Berg­
bau habe dazu ausgeführt, daß das Gebiet des Teil­
plans 15/2 während der nächsten 15 Jahre Hauptab­
baugebiet der Schachtanlage !,Mont Cenis” sei und 
daher mit unterschiedlichen Absenkungen der Tages­
abbaufläche gerechnet werden müsse. Im Senkungs­
schwerpunkt sei mit einer Absenkung von 3,75 m zu 
rechnen, die auch unterschiedlich verlaufen könne, 
so daß Zerrungen, Pressungen und Schiefstellungen 
zu erwarten seien. Darüberhinaus wäre durch die 
Bebauung des Geländes das Bergbauunternehmen mit 
derart hohen Bergschädenersatzansprüchen belastet, 
daß der Fortbestand der Schachtanlage ”Mont Cenis" 
in Frage gestellt sein würde. Da sich aus diesen 
Gründen eine Bebauung im Bereich des Teilplans 15/2 
nicht innerhalb der nächsten 15 Jahre verwirklichen 
lasse, habe man den Plan nicht weiter verfolgt. An­
gesichts der drohenden Bergschäden werde sich wohl 
kaum ein Interessent für eine Industrieansiedlung 
finden lassen, zumal das Bergbauuntemehmen Bau­
warnungen gern. § 150 ABG auszusprechen angekündigt 
habe. Mit der Einstellung des Bebauungsplanver­
fahrens sei jedoch nicht ausgeschlossen, daß zu 
gegebener Zeit doch noch ein Bauleitplan aufgestellt 
werde.
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Die Schachtanlage "Mont Cenis” wird von der Be­
klagten betrieben. Der Bergbau arbeitet in dem frag­
lichen Gebiet seit den 80er Jahren des vorigen Jahr­
hunderts. Sei dieser Zeit ist das Gelände insgesamt 
um ca. 8 m abgesunken.

Dem Erbbaurechtsvertrag über das Flurstück 317 
wurde nach Darstellung der Klägerin ein Wert von 18 DM/qm 
zugrundegelegt. Ein weiteres Grundstück, die Parzelle 84, 
die östlich in der Nähe des Flurstücks im Gebiet des 
Teilplans 15/1 liegt und ebenfalls früher im Bruchteils­
eigentum der Klägerin stand, wurde im Jahre 1966 von der 
Gemeinschaft zu einem Preise von 30 DM/qm veräußert.

Die Klägerin hat ausgeführt, die Parzelle 316 sei 
vor der Aufdeckung der Beiggefahr gutes Bauland gewesen.
Die Baulandeigenschaft ergebe sich bereits aus den Prei­
sen für die benachbarten Grundstücke. Ihre Parzelle ha­
be die Baulandeigenschaft durch die Aufdeckung der Berg­
gefahr verloren. Diese Entwicklung stelle einen Bei^cha- 
den dar, für den die Beklagte einzustehen habe.

Bei einer Veräußerung des Grundstücks als Bauland 
wäre zumindest ein Preis von 18 DM/qm zu erzielen gewesen. 
Der derzeitige Verkehrswert belaufe sich auf 5 DM/qm ent­
sprechend dem handelsüblichen Preis für landwirtschaft­
lich genutzte Flächen.

Die Wertminderung betrage mithin 13 DM/qm. Bei ei­
ner Größe von 7046 qm und unter Berücksichtigung ihres 
Bruchteils von 3/16 hat die Klägerin für sich einen Schaden
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in Höhe von 17.175 DM errechnet.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zu ver­
urteilen, an sie 17.175 DM nebst 4 % Zinsen zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie meint, schon wegen der Sozialgebundenheit des 
Eigentums sei kein Anspruch gegeben. Im übrigen sei 
die Parzelle 316 nie Bauland gewesen, sie liege im Außen­
bezirk, wo Bauvorhaben nicht statthaft seien. Mangels 
eines entsprechenden Bebauungsplans könne sie nur als 
Bauerwartungsland bezeichnet werden. Diese Qualität ha­
be sie nicht verloren. Die Klägerin habe daher keinen 
Schaden erlitten. Wenn überhaupt der Wert des Grundstücks 
beeinträchtigt worden sei, so sei diese Wertminderung nur 
vorübergehend.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Die 
Beklagte hat Berufung eingelegt und Widerklage erhoben 
mit dem Antrag festzustäLen, daß der Klägerin keine An­
sprüche auf Ersatz einer Minderung des Verkehrswertes 
eines weiteren in der Gemarkung B ^ | ^ ^  gelegenen, eben­
falls in ihrem Miteigentum stehenden Grundstücks zu­
stehen. Die Klägerin hat mit ihrer Anschlußberufung 
weitere 5.284,14 DM nebst Zinsen gefordert.

Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten 
zurückgewiesen, soweit das Landgericht den Klaganspruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt hat, und die 
Widerklage abgewiesen. Die Entscheidung über die Höhe
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des Anspruchs der Klägerin und deren Anschlußberufung 
hat es dem Schlußurteil Vorbehalten.

Mit ihrer Revision verfolgt die Beklagte ihre Be­
rufungsanträge weiter, soweit über diese entschieden 
ist.

Die Klägerin bittet, das Rechtsmittel zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

Das Berufungsgericht führt aus: Der Klägerin sei 
in bezug auf ihr Grundstück dadurch ein Schaden entstanden, 
daß die Beklagte das Gelände, in dem sich das Grundstück 
befinde, zu ihrem Hauptabbaugebiet für die nächsten 15 Jah­
re bestimmt habe. Ohne diese Planung der Beklagten wäre 
die Parzelle inzwischen Bauland geworden. Das ergebe sich 
eindeutig daraus, daß die Stadt für dieses Gebiet den Be­
bauungsplan 15/2 aufgestellt habe und der Plan nur wegen 
der vorgesehenen bergbaulichen Maßnahmen der Beklagten 
nicht ausgeführt worden sei. Statt dessen habe das Grund­
stück einen erheblich geringeren, vielleicht kaum über 
den von Ackerland hinausgehenden Wert. Die Differenz zwi­
schen dem Wert, den das Grundstück als Bauland hätte, wenn 
der Plan durchgeführt worden wäre, und dem jetzigen Wert 
sei der Schaden der Klägerin. Dieser sei wegen der Nicht­
durchführung des Teilbebauungsplans ein Vorteil entgangen, 
der ohne die Berggefahr mit Sicherheit eingetreten wäre. 
Auch für einen solchen entgangenen Gewinn »ei nach § 148 
des Allgemeinen Berggesetzes für die Preußischen Staaten 
(ABG) Schadensersatz zu leisten.
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1. Nach allgemeiner Ansicht kann die Beeinträchti­
gung durch den Bergwerkbetrieb, die nach § 148 ABG im 
Wege des Schadensersatzes auszugleichen ist, nicht nur 
in der körperlichen Einwirkung auf fremdes Grundeigen­
tum bestehen, sondern auch in der drohenden Gefahr ei­
ner solchen Einwirkung. Als durch drohende Berggefahr 
verursachter Schaden ist anerkannt,die Wertminderung 
eines Grundstücks, die durch die Befürchtung hervorge­
rufen wird, durch die Einwirkungen des Bergbaus werde 
die Tragfähigkeit des Baugrundes erschüttert und das 
Grundstück entweder die Baulandeigenschaft ganz verlie­
ren oder aber die Bebauung erheblich erschwert werden 
(Ebel-Weller, ABG 2. Aufl. § 148 Anm. 5 b; Heinemann,
Der Bergschaden, 3. Aufl. Rdn. 35 m.N.).

Das verkennt auch die Revision nicht. Sie meint 
aber, eine solche Wertminderung setze voraus, daß das 
Grundstück bereits Baulandeigenschaft gehabt habe; diese 
habe Jedoch dem seit eh und Je landwirtschaftlich ge­
nutzten und niemals als Bauland ausgewiesenen Flurstück 
316 gefehlt. Die Berggefahr habe deshalb nicht zu einer 
Beeinträchtigung des Grundstücks im Sinne des § 148 ABG 
führen können. Würde man allein darin einen ersatzfähigen 
Bergschaden sehen, daß durch die Berggefahr eine mögliche 
künftige Entwicklung zum Bauplatz verhindert wird, so 
ginge das über den Normzweck des § 148 ABG hinaus und 
würde zu einer Belastung des Bergbaus führen, die letzt­
lich die Frage der Rentabilität und damit der Fortführung 
zahlreicher Schachtanlagen unter ganz neuen Gesichtspunkten 
aufwerfen würde.
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Damit dringt die Revision nicht durch.

Zwar führt, wie sie zutreffend vorbringt, Heine­
mann aaO Rdn. 38 unter Hinweis auf das Urteil des 
Reichsgerichts vom 18, November 1909 = ZfB 51, 475,
477 aus, wenn einem Grundstück zu der Zeit, als berg­
bauliche Einwirkungen drohten, die Eigenschaft als Bau­
land gefehlt habe, so habe der Bergbau diese Eigenschaft 
auch nicht beeinträchtigen können; es könne auch der 
Verlust der Bauplatzeigenschaft nicht späterhin dann 
geltend gemacht werden, wenn das Grundstück ohne die 
frühere bergbauliche Einwirkung nachträglich Bauland 
geworden wäre.

Indessen betrifft die angeführte Entscheidung einen 
Fall, in dem für das Grundstück in dem Zeitpunkt, in dem 
eine bergbauliche Einwirkung in Betracht kam, noch keiner­
lei Aussicht bestand, Baugelände zu werden. Jedoch ist 
die Baulandeigenschaft eines Grundstücks nach der Recht­
sprechung des Reichsgerichts bereits dann anzuerkennen, 
sobald es einen über den Wert als bloß landwirtschaftlich 
zu benutzendes Grundstück hinausgehenden Verkehrswert 
dadurch erlangt hat, daß in Kreisen, die für den Erwerb 
des Grundstücks in Frage kommen, bei der Bemessung des 
anzulegenden Kaufpreises mit der mehr oder weniger nahen 
Aussicht gerechnet wird, es in Zukunft zu bebauen (RG 
vom 15. Januar 1921 - ZfB 62, 201; Ebel-Weller aaO § 148 
Anm. 5 b). Unter den Begriff "Bauland” fallen demnach auch 
Grundstücke, die in der Terminologie des Reichsgerichts 
als "werdendes Industrie- und Bauland” bezeichnet werden 
(ZfB 78, 442, 447), während man heute eher von Bau- oder
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Industrieerwartungsland zu sprechen geneigt ist - 
wobei nicht untersucht zu werden braucht, inwieweit 
die Begriffspaare sich decken.

Hier hat das Berufungsgericht dem Grundstück für 
die Zeit, in der die Abbaupläne der Beklagten bekannt 
wurden, den Charakter von Bauerwartungsland zugespro­
chen. Das wird von der Revision nicht angegriffen und 
läßt keinen Rechtsfehler erkennen. Insbesondere ergeben 
sich keine Bedenken daraus, daß der Begriff "Bauer­
wartungslandM nicht vom Gesetz Umrissen ist und vom 
Verkehr möglicherweise nicht eindeutig gebraucht wird 
(BGHZ 39, 198, 202). Denn hier folgt aus den unstreiti­
gen Umständen, daß für das fragliche Grundstück die Be­
bauung in absehbarer Zeit mit Sicherheit zu erwarten ge­
wesen wäre - ebenso wie für die unmittelbar benachbarte 
Parzelle Nr. 317 -, wenn nicht der Bergbau der Beklagten 
die Stadt von der Durchführung des Bebauungsplans
15/2 abgehalten und damit die Entwicklung des Grundstücks 
zum Bauland im rechtlichen Sinne, d.h. zu Gelände, das 
nach den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes bebaut werden 
darf, verhindert hätte.

Die Ersatzpflicht für Bergschäden umfaßt nach all­
gemeiner Ansicht auch den entgangenen Gewinn (§ 252 BGB), 
vorausgesetzt, daß die Einbuße auf einer Einwirkung des 
Bergbaus auf das Grundstück - sei es auch nur in Gestalt 
drohender Gefahr - beruht. Die Rechtslage ist insofern 
anders als im Falle der Enteignungsentschädigung, die 
nach der Qualität des Enteignungsgegenstands in dem Zeit­
punkt zu bemessen ist, in dem dieser von der konjunkturellen
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Weiterentwicklung ausgeschlossen würde. Wird ein Grund­
stück, mit dessen baldiger Bebauung der Verkehr ver­
nünftigermaßen rechnet, obwohl es noch im Außenbereich 
im Sinne des § 35 des Bundesbaugesetzes liegt, von ei­
ner bergbaulichen Einwirkung betroffen, die die Bebauung 
verhindert oder erschwert, und wird das betreffende Ge­
lände demnächst, wie vorhersehbar, Baugebiet, so besteht 
kein rechtliches Hindernis, bei der Bemessung des Berg­
schadens von dem Wert auszugehen, den das Grundstück als 
Bauland hätte. Denn unter den angenommenen Voraussetzungen 
wäre dem Grundstückseigentümer dieser Mehrwert nach dem 
Normalverlauf der Dinge zugewachsen.

Die Frage, ob deshalb etwas anderes gilt, weil im 
vorliegenden Fall das fragliche Gelände wegen der Aus­
wirkung» des Bergbaus von der zuständigen Gemeinde nicht 
zum Baugebiet erklärt worden ist, ist soviel ersichtlich, 
von der Rechtsprechung noch nicht entschieden worden. 
Lediglich für den nur in etwa vergleichbaren Fall, daß 
zur Bebauung geeignetes Gelände, das im Bauschutzbereich 
eines Flugplatzes liegt, dieses Umstandes wegen von der 
Gemeinde nicht zum Baugebiet erklärt worden ist, ist die 
Haftung des Trägers des Flugplatzes nach § 19 des Luft­
verkehrsgesetzes als rechtlich möglich angesehen worden 
(Senatsurteil vom 29. April 1968 - III ZR 141/65 = WM 
1968, 747, 750). Für die Beantwortung der Frage ist ent­
scheidend, ob die Tatsache, daß das Grundstück die Bau­
landeigenschaft nicht erlangt hat, von der Beklagten ad­
äquat verursacht worden ist und ihr als haftungsbegründend 
zugerechnet werden kann, oder ob adäquate Verursachung 
oder Zurechenbarkeit auf Grund des Handelns der Gemeinde 
oder sonstiger Umstände entfallen.

!
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Der natürliche Zusammenhang zwischen dem Bergbau 
der Beklagten und dem Abbrechen der Entwicklung des 
Grundstücks zum Bauland ist gegeben; hätte die Beklagte 
nicht das fragliche Gebiet zu ihrem künftigen Abbauge­
biet erklärt, so wäre es nach der nicht angegriffenen 
Feststellung des Berufungsgerichts alsbald Baugebiet 
geworden. Der Zusammenhang ist auch adäquat. Es liegt 
im Rahmen normaler Entwicklung, daß Bergbau die Eignung 
eines Geländes zum Baugebiet vorübergehend oder für 
dauernd mindert oder aufhebt und daß eine sachgemäße 
gemeindliche Planung diesem durch den Bergbau geschaffenen 
oder drohenden Zustand Rechnung trägt.

Auch die Zurechenbarkeit des Schadens ist unter den 
Umständen des vorliegenden Falls vom Berufungsgericht 
mit Recht bejaht worden. Die Zurechnung eines Schadens 
ist nicht deshalb ausgeschlossen, weil das Eingreifen 
eines Dritten in Mitte liegt. Nur wenn der erste Umstand 
für das zweite Ereignis völlig unerheblich war, kann er 
unberücksichtigt bleiben (BGHZ 3, 261, 268; 12, 206,
211; 17,153, 159; 24, 263, 266; 58, 162, 165). Der Zu­
rechnung muß nicht einmal entgegenstehen, daß der Dritte 
rechtswidrig oder sogar vorsätzlich gehandelt hat. Eben­
sowenig müssen der ursächliche Zusammenhang und die Zu­
rechenbarkeit infolge eines behördlichen Eingreifens ent­
fallen, das durch die von <bm in Anspruch Genommenen ge­
setzte erste Ursache veranlaßt worden ist.

So ist nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs der ursächliche Zusammenhang zwischen bautechnischen, 
die Standfestigkeit eines Gebäudes gefährdenden Fehlem
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und dem Abbruch des Gebäudes auch dann bejaht worden, 
wenn der Abbruch zur Vermeidung der Einsturzgefahr 
polizeilich angeordnet wurde (BGHZ 57, 245, 255), eben­
so der Zusammenhang zwischen der Einleitung ungenügend 
gereinigter Abwässer in einen Fluß und der Schließung 
einer Badeanstalt in einem Fall, in dem der Zustand des 
Flußwassers ein Badeverbot und dieses das Ende des Bade­
betriebs zur Folge hatte (BGH Urteil vom 31* Januar 1972 
- Ill ZR 67/69 * VersR 1972, 463).

Allerdings lagen in diesen Fällen Maßnahmen vor, 
die durch das Auftreten einer Gefahr herausgefordert 
waren und die sich dsrin erschöpften, gezielt der Abwehr 
dieser Gefahr zu dienen. Demgegenüber handelt es sich 
bei der gemeindlichen Planung, die dazu führt, bestimmte 
Gebiete als Baugebiete auszuweisen, andere dagegen nicht, 
regelmäßig um das Ergebnis vielseitiger und timfassender 
Überlegungen, bei denen alle möglichen Gesichtspunkte 
in Betracht gezogen werden müssen. Wird ein Gelände in 
der Planung nicht als Baugebiet vorgesehen, so wird das 
in der Regel auf das Abwägen des Für und Wider, auf eine 
Mehrzahl von Gründen und Gegengründen zurückzuführen sein. 
Es wird daher vielfach aus tatsächlichen Gründen nicht 
möglich sein, einen einzelnen Gesichtspunkt als den ent­
scheidenden und das Ergebnis der Planung als von einer 
bestimmten Person - sei es einer natürlichen oder 
einer Juristischen - verursacht festzusteLlen. Das 
schließt indessen die Möglichkeit nicht aus, im Einzel­
fall auf Grund einer besonderen Sachlage eine dahingehen­
de tatsächliche Feststellung zu treffen. Ist das, wie hier, 
der Fall, dann ist auch die rechtliche Möglichkeit nicht
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verschlossen, ein negatives Ergebnis der Planung dem­
jenigen zuzurechnen, der hierfür die Ursache unter 
Voraussetzungen begründet hat, die nach allgemeinen 
oder besonderen Bestimmungen zu einer Haftung führen. 
Denn wenn Veränderungen der natürlichen Gegebenheiten, 
für deren schädliche Folgen kraft gesetzlicher Be­
stimmung gehaftet wird, einen entscheidenden Einfluß 
auf die Planung ausüben, dann ist nicht einzusehen, 
warum die Haftung entfallen soll, weil die Planung 
dazwischen liegt. Das muß Jedenfalls dann gelten, wenn 
die Eingriffe in die natürlichen Gegebenheiten der 
Planung in eine bestimmte Richtung zwingen und ebenso 
folgerichtig zu einem bestimmten Ergebnis der Planung 
führen wie die Einsturzgefahr zur Abbruchsanordnung 
oder die Verschmutzung des Flußwassers zum Badeverbot. 
Entgegen der Ansicht der Revision entfällt der ursäch­
liche Zusammenhang zwischen dem künftigen Bergbau der 
Beklagten und dem Schaden der Klägerin somit nicht des­
halb, weil die Gemeinden nach § 2 Abs. 1 des Bundesbau­
gesetzes die Bauleitpläne in eigener Verantwortung auf­
zustellen haben. Ebensowenig kann die Revision etwas 
daraus herleiten, daß nach § 2 Abs. 9 BBauG kein Anspruch 
auf die Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung 
von Bauleitplänen besteht. Nicht hierauf kommt es an, 
sondern darauf, daß ohne die Ankündigung der Beklagten 
über ihre bergbaulichen Pläne das fragliche Gelände zum 
Baugebiet erklärt worden wäre. Daß die Klägerin gegen 
die Stadt Herne aus dem Abbrechen des Planungsverfahrens 
keine Ansprüche herleiten kann, berechtigt die Beklagte 
nicht, sich auf die Sozialbindung des Eigentums zu be­
rufen. Diese besteht gegenüber der Allgemeinheit; sie
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hat nicht den Inhalt, daß die wirtschaftlichen Interessen 
des Grundstückseigentümers gegenüber denen des Bergbau­
treibenden zurückstehen müssen.

2. Unbegründet ist die Rüge, das Berufungsgericht 
habe die unstreitige Tatsache nicht beachtet, daß der 
Bergbau unter dem hier interessierenden Gelände seit 80 
bis 90 Jahren umgeht und daß sich dieses Gelände seitdem 
um etwa 8 m gesenkt hat. Hieraus kann nicht, wie die Re­
vision will, gefolgert werden, die Äußerung der Beklagten 
im Anhörungsverfahren habe die Qualität des Grundstücks 
in keiner Weise beeinflußt. Das Berufungsgericht führt 
den Schaden der Klägerin darauf zuruck, daß dis Beklagte 
das Gelände zu ihrem Abbaugebiet für die nächsten 15 Jahre 
erklärt hat. Es ist nicht vorgetragen, daß der frühere 
Bergbau im Jahre 1968 noch wesentliche Schäden habe be­
fürchten lassen; die bis dahin eingetretene Senkung des 
gesamten Gelände mußte solche nicht bewirken, wenn das 
Gelände zur Ruhe gekommen war. Die Revision vermag nicht 
aufzuzeigen, daß das Berufungsgericht Vortrag übersehen 
habe, nach dem das Gelände ohne den im Anhörungsverfahren 
angekündigten Abbau nicht zur Bebauung geeignet gewesen 
wäre.

3. Ein Schadensersatzanspruch der Klägerin wird auch 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß das Gelände nach dem 
Vortrag der Beklagten nach der Beendigung des Abbaus in 
etwa 15 Jahren wieder zur Ruhe kommen und sich zur Be­
bauung eignen wird. Indessen kann dieser Umstand für die 
Frage von Bedeutung werden, ob die Klägerin eine Kapital­
zahlung in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Wert,
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den das Grundstück, genauer der Anteil der Klägerin daran, 
als Bauland besessen hätte, und dem Wert, den es zur Zeit 
besitzt, verlangen kann oder Aber lediglich eine Rente.
Eine Kapitalzahlung kann grundsätzlich dann nicht gefordert 
werden, wenn der endgültige Verlust der Baulandeigenschaft 
nicht feststeht (RG ZfB 43, 355; Ebel-Weller aaO § 148 
Anm. 13 d; Heinemann aaO Rdn. 36, siehe auch Rdn. 42; 
Brassert AGB S. 573; Isay AGB 1. Aufl. Band 2 S, 82/83; 
Klostermann-Fürst-Thielmann AGB 6. Aufl. § 148 Anm. 10 d 
S. 416). Wie die Revision mit Recht ausführt, würde es ei­
ne ungerechtfertigte Besserstellung der Klägerin bedeuten, 
wenn sie Jetzt den Unterschiedsbetrag zwischen dem augen­
blicklich niedrigen Wert des Grundstücks und dem Bauland- 
wert ausgezahlt erhielte und das Grundstück in absehbarer 
Zeit wieder Baulandeigenschaft erlangen würde. Dabei ist 
in Betracht zu ziehen, daß der Grundstücksmarkt die voraus­
sichtliche künftige Entwicklung auf erheblich längere Zeit­
räume hinaus in seine Überlegungen einbezieht, als dies bei 
schnellebigen Wirtschaftsgütern der Fall ist, und daß dem­
entsprechend auch dem Grundstückseigentümer ein längeres 
Zuwarten auf eine günstigere Verwertungsmöglichkeit eher 
zumutbar sein kann, als wenn es um andere Wirtschaftsgüter 
ginge. Das muß umso mehr in Zeiten gelten, in denen die 
Grundstückspreise seit langem stark und stetig steigen. 
Danach erscheint es nicht unmöglich, daß die Klägerin kei­
ne Kapitalzahlung, sondern nur eine Rente fordern kann, 
die sich nach der entgangenen Kapitalnutzung abzüglich der 
verbliebenen Grundstücksnutzung zu bemessen hätte. Eine 
abschließende Entscheidung dieser bisher nicht erörterten 
Frage ist dem Revisionsgericht mangels näherer tatsächli­
cher Feststellungen nicht möglich.
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4. Die Frage, ob Schadensersatz durch Kapitalab­
findung oder durch eine Rente zu leisten ist, ist nach 
verbreiteter Ansicht grundsätzlich im Verfahren über den 
Grund des Anspruchs zu erörtern und im Grundurteil zu 
entscheiden; die Verweisung der Frage in das Betragsver­
fahren wird Jedoch ähnlich wie bei der des mitwirkenden 
Verschuldens zugelassen. Die Rechtsprechung des Reichs­
gerichts ist nicht ganz einheitlich, der Bundesgerichts­
hof hat, soviel ersichtlich, die Frage noch nicht ent­
schieden (RG HRR 1933, 1138 = JW 1933, 1410; Wieczorek 
B II a 6 mit zahlreichen Nachweisen aus der Rechtsprechung; 
Stein/Jonas 19. Aufl. Anm. I 2 a j| - S. 124- mit Fußn.
51; Zöller ZPO 10# Aufl# Anm# 3 g> Sydow—Busch 22. Aufl# 
Anm. 3; Thomas-Putzo 4.Aufl. Anm. 2 Jeweils zu § 304 ZPO; 
Isay tritt aaO gerade für den Fall des Bergschadens da­
für ein, die Frage Kapital oder Rente dem Betragsverfahren 
zu überlassen). Hier geht es im Grunde um die Frage, ob 
eine dauernde Beeinträchtigung vorliegt oder nicht; es 
ist nicht einzusehen, warum diese Frage nicht dem Be­
trags verfahren Vorbehalten werden kann. Es wäre gerade 
im vorliegenden Fall unter dem Gesichtspunkt der Prozeß­
wirtschaftlichkeit ein unbefriedigendes Ergebnis, wenn 
man im dritten Rechtszug zum Ergebnis gelangen würde, die 
Voraussetzungen für ein Grundurteil lägen nicht vor und 
ein solches habe nicht ergehen dürfen.

Danach ist die Revision, soweit sie sich gegen die 
Feststellung der Schadensersatzpflicht der Beklagten dem 
Grunde nach richtet, mit der Maßgabe zurückzuweisen, daß 
die Frage, ob Kapital oder Rente gefordert werden kann, 
dem Betragsverfahren überlassen bleibt.



5. Aus dem Vorstehenden ergibt sich zugleich, daß 
das Berufungsgericht die Widerklage mit Recht abge­
wiesen hat. Auch insoweit bleibt die Revision der Be­
klagten daher ohne Erfolg.

Meyer Dr. Arndt Dr. Beyer

Keßler Dr. Krohn
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